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Der Baumeister des SVP-Erfolgs, Ueli Maurer, analysiert die Wahlergebnisse.

Neue Fraktionsmitglieder Seiten  8-10
Von den 13 neuen SVP-Nationalräten kommen 7 aus der Suisse romande.
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Nach dem historischen Wahlerfolg übernimmt die SVP Führung und fordert
mit Samuel Schmid und Christoph Blocher zwei Bundesratssitze. Es liegt nun
an den anderen Parteien zu entscheiden, ob sie mit der SVP oder gegen die
SVP regieren wollen.

Ja zur Verwahrungsinitiative     Seite 6
Am 8. Februar stimmen wir über die lebenslange Verwahrung von Sexual- und Gewalttätern ab.
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Die ganz grDie ganz grDie ganz grossen Fragenossen Fragenossen Fragen

Bundesrat Samuel Schmid

Bundesrat2

Die Wahlen sind vorbei. Jetzt soll wieder gelten, dass seiner Partei am besten dient, wer
seinem Land am besten dient. Es ist Zeit, sich mit Ernst den ganz grossen politischen Fragen
zuzuwenden. Diese Fragen sind drei, der Haushalt, die Unabhängigkeit des Landes und die
Eigenverantwortung seiner Bewohner.

Die Eigenverantwortung ist zu stärken. Es gilt, das Entstehen von Abhängigkeitskulturen
zu verhindern. Es steht einem reichen Land gut an, zu helfen, wo Not ist. Wer sich aber
selber in Not bringt, hat den tragbaren Teil der Konsequenzen auch wieder selbst zu tragen.
Hier hat die Erziehung das Meiste zu leisten, das Recht kann aber der Erziehung zu Hilfe
kommen.

Nur freie, eigenverantwortliche Schweizerinnen und Schweizer werden die nationale Unabhängigkeit behaupten können.
Diese Unabhängigkeit ist eine Voraussetzung unserer politischen Existenz: Unsere besondere, vom Volk und von den
Ständen gewollte, einzigartige politische Kultur ist der wichtigste Grund dafür, dass es die Schweiz gibt. Wenn diese politische
Kultur weiterexistieren soll, muss sie sich mit relevanten Dingen beschäftigen, nicht mit den Brosamen, welche vom Tisch
ferner Bürokraten in fernen Hauptstädten auf die gönnerhaft geduldeten Provinzparlamente herunterfallen! Unsere
Unabhängigkeit ist nicht umsonst. Unabhängig sein kostet Denken, kostet Arbeit, kostet Verzicht darauf, was wir uns
nicht leisten können.

Das bedeutet einen ausgeglichenen Haushalt. Gelingt es, einer, politisch gesehen, ans Leben über ihre Verhältnisse
gewöhnten Generation – also uns - rechtzeitig den Sinn für die Verantwortung vor der Geschichte zu vermitteln? Kein
Mass an rechtsverbindlichen Dokumenten aus dem Bundeshaus kann für sich allein die vorhandene Neigung brechen, die
Ausgaben stärker wachsen zu lassen als die Einnahmen. Wenn wir als Schweizerinnen und Schweizer weiter zusehen, wie
die Ausgaben der öffentlichen Haushalte etwa doppelt so stark wachsen wie das Bruttoinlandprodukt, gefährden wir die
Zukunft unserer Kinder. Der Bund muss, der Bund kann aber auch sparen, überall. Das bedeutet, dass wir – als Bürgerinnen
und Bürger - gegenüber dem Bund bescheidener werden müssen, dass wir nicht viele neue Projekte in Angriff nehmen
können, bevor wir den laufenden Prozess des weiteren Absinkens in den Schuldenmorast angehalten haben.

Die drei Fragen hängen eng zusammen: Unabhängig können wir bleiben, wenn wir nicht über unsere Verhältnisse leben.
Ausgeglichene Haushalte bedeuten weniger Leistungen von den öffentlichen Händen und dies erfordert eine hoch
ausgeprägte Eigenverantwortung aller Bewohner des Landes. Der Spruch ist alt, er kann – wie alles auf der Welt – auch
missbraucht werden, aber er ist wertvoll und wahr und beherzigenswert: „Hilf Dir selbst, so hilft Dir Gott“.

Die ersten Wochen des neuen
Jahres werden aus politischer
Sicht spannend. In einem
Kurzabstimmungskampf müs-
sen die Kampagnen für die
eidgenössische Volksabstim-
mung vom 8. Februar geführt
werden. Die SVP wird die
Parolen für die drei Geschäf-
te, Avanti-Gegenvorschlag,
Mietrechtsrevision und Ver-
wahrungs-Initiative an der
Delegiertenversammlung vom
10. Januar fassen.

Agenda 2004
An seiner letzten Sitzung hat der Leitende
Ausschuss die wichtigsten Termine fürs Jahr
2004 festgelegt. Nächstes Jahr finden vier
Delegiertenversammlungen statt.

Weitere Delegiertenversam-
mlungen finden am 27. März,
am 21. August und am 16.
Oktober statt. Die Daten der
weiteren eidgenössischen
Volksabstimmungen sind der
16. Mai, der 26. September
und der 28. November.

Thematische Schwerpunkte
gibt es nächstes Jahr bei der
Steuer- und Sozialpolitik.
Über die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer für die IV und die

AHV muss zwingend das
Volk abstimmen. Hier könn-
te eine interessante Konstel-
lation eintreffen, dass nämlich
die SVP mit Unterstützung
der Wirtschaftsverbände ge-
gen die Koalition der Steuer-
erhöher aus SP, FDP und CVP
antritt. Nach dem Zustande-
kommen des Kantonsrefe-
rendums wird auch das Steu-
erpaket an die Urne kommen.
Hier wird sich die SVP mit
aller Kraft für eine Reduktion
der zu hohen Steuerlast ein-
setzen.

Sozialpolitisch werden zwei
Entscheide über den Ausbau
der Leistungen zu fällen sein.

Die Linke hat das Referen-
dum gegen die 11. AHV-Re-
vision ergriffen, weil damit die
Leistungen zu wenig ausge-
baut würden. Die SVP ergreift
ihrerseits das Referendum ge-
gen die Mutterschaftsversi-
cherung, um so eine weitere
teure Aufblähung des Sozial-
staates zu vermeiden.

Am Anfang

jeder starken

Werbung steht

das Inserat!
Inseratetarif auf www.svp.ch
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Miteinander für unser Land

Nationalrat Ueli Maurer,
Präsident SVP Schweiz,
Wernetshausen (ZH)

Die eidgenössischen Wahlen brachten unse-
rer Partei den grössten Erfolg ihrer Geschich-
te. Es ist 50 Jahre her, dass eine Partei einen
noch höheren Wähleranteil erzielte als wir.
Eine klare, verständliche und verlässliche
Politik, verbunden mit harter Knochenarbeit
in den Kantonen ist die Grundlage dieses
Wählerzuwachses.
Aber auch das muss erwähnt
werden: wir haben von der
historischen Schwäche der
Mitteparteien profitiert. Die-
ser scheinbar nicht aufzuhal-
tende Zerfall ist ebenso be-
merkenswert wie der Erfolg
der SVP. Besonders zu erwäh-
nen ist der gewaltige Zuwachs
in der Romandie. Noch vor
wenigen Jahren wurde unse-
re Partei verdammt und be-
schuldigt, den Röstigraben
aufzureissen. Heute ist es aus-
gerechnet die SVP, die zur
Brückenbauerin über die
Sprachgrenzen wird, indem
sie den bürgerlichen Kräften,
die für eine unabhängige und
neutrale Schweiz einstehen,
eine Plattform und ein Sprach-
rohr bietet. Die SVP ist heute
eine echte, gesamtschwei-
zerisch gut verankerte Volks-
partei. Verloren haben in die-
sen Tagen nicht nur die Mitte-
parteien, verloren haben auch
jene Medien, die uns während
Jahren systematisch dämoni-
siert haben.

Das Schwierigste
kommt noch

Eigentlich ist verlieren viel
einfacher, man kann aus den
Fehlern lernen, alles besser
machen und wieder gewin-
nen. Nichts aber ist schwieri-
ger zu bewältigen als eine Rei-
he guter Jahre. Man wird die
Reife der Partei am Ergebnis
in vier Jahren messen können.
Rund 600‘000 Wählerinnen
und Wähler haben unser Pro-
gramm unterstützt und unse-
re Vertreter gewählt. Darunter
sind Zehntausende, die sich

angewidert von anderen Par-
teien abgewendet haben. Ent-
täuscht darüber, dass man sie
nicht ernst genommen hat,
dass Pöstchen und Ansehen
vor die Sorgen der Bürger ge-
stellt wurden. Politiker und
Parteien laufen stets Gefahr,
sich unter der Käseglocke des
Erfolges in Selbstzufrieden-
heit auszuruhen.

Alte Probleme -
frische Kräfte

Unser Land hat schwierige
Aufgaben zu lösen, die keine
Halbheiten dulden. Ich den-
ke an die steigende Staats-
quote, die unerträgliche Fis-
kalquote, die steigende Ver-
schuldung, die ungedeckten
Sozialwerke und deren Miss-
brauch, den Asylrechtsmiss-
brauch, die bald unbezahlba-
ren Krankenkassenprämien,
die zunehmende Kriminalität
usw. Die Frage der Unabhän-
gigkeit und Neutralität, der
Freiheit und Souveränität ist
nach wie vor von zentraler

Bedeutung. Unserer Partei
kommt bei diesen Geschäften
eine zentrale Führungsrolle
zu, wir müssen diese im Bun-
desrat konsequent mit unse-
ren stärksten Vertretern
glaubwürdig und kraftvoll
umsetzen. Die Probleme sind
von derartiger Tragweite, dass
dazu alle Kräfte eingebunden
werden müssen. Als stärkste
Partei und stärkste Fraktion
tragen wir eine grosse Verant-
wortung. Das erheischt Re-
spekt und erfordert Ausdau-
er, Gründlichkeit und Hartnä-
ckigkeit. Wir verfügen dazu
über frische Kräfte im Parla-
ment und über erfreulich vie-
le Junge an der Basis. Diese
sind vermehrt in die Partei-
gremien einzubeziehen.

Wir können die Arbeit der
kommenden Jahre zuversicht-
lich und selbstbewusst, aber
keineswegs selbstherrlich
oder arrogant angehen. Wir
werden dazu auf Bewährtem
aufbauen, Vieles verbessern
und Neues einbringen. Damit
danke ich allen Wählerinnen
und Wählern und allen Partei-
mitgliedern für die Arbeit in
den letzten vier Jahren und
fordere alle auf, sich in den
nächsten Jahren noch stärker
für die Anliegen unserer Wäh-
ler und zum Wohle der
Schweiz einzusetzen.

Die wirklichen Sorgen und
Nöte der Bevölkerung werden
erhaben von sich gewiesen,
Probleme schön geredet. Wer
sich sein eigenes Gärtchen
gebaut hat, schützt seine
Pfründe und baut sie aus.
Davor werden wir in den
nächsten Jahren nicht gefeit
sein.

Viele werden versuchen, im
SVP-Express ein Pöstchen zu
ergattern. Damit würde die
Glaubwürdigkeit der Partei
erschüttert. Man hat uns ge-
wählt, damit wir die Wahl-
versprechen umsetzen, mit
aller Kraft und aller Konse-
quenz. Wir haben einen Auf-

trag zu erfüllen und eines sage
ich: wer sich in dieser Partei -
auf welcher Stufe auch immer
- nicht mit aller Kraft für die-
sen Auftrag einsetzt, hat bei
uns nichts zu suchen, dafür
werde ich persönlich sorgen.
Wir haben keinen Sieg zu fei-
ern, auf uns wartet Mühsal
und Arbeit. Auf uns schauen
viele Augen, auf uns hoffen
Hunderttausende in diesem
Land. Wir müssen die politi-
sche Glaubwürdigkeit um je-
den Preis stärken, sie ist un-
ser höchstes Gut. Die Mitte-
parteien haben für ihre Pöst-
chen und Günstlingswirt-
schaft teuer bezahlt. Die Ver-
filzungen - etwa bei der Swis-
sair - haben die Parteien
handlungsunfähig und un-
glaubwürdig gemacht.
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wird garantiert, dass die Ben-
zinsteuern auch wirklich für
Bau und Unterhalt von Stras-
sen verwendet werden.

Zudem wird am 8. Februar
2004 auch über die Revision
des Mietrechtes abgestimmt.
Statt die Mietzinsen wie bis-
her an die Hypothekarzinsen
zu koppeln, soll neu die Kos-
tenmiete eingeführt werden.
Das Parlament hatte diese
Vorlage als indirekten Gegen-
vorschlag zur Initiative des
Mieterverbandes ausgearbei-

Stadler Bussnang AG
CH-9565 Bussnang

Telefon +41 (0)71 626 20 20
E-Mail stadler.bussnang@stadlerrail.ch

www.stadlerrail.com

Damit Bahnfahren Spass macht.

Da die Avanti-Initiative zu-
rückgezogen wurde, kommt
der Gegenentwurf alleine vor
den Souverän. Er beinhaltet
neben dem Bau der 2. Gott-
hardröhre ein Programm zur
Fertigstellung und zum Kapa-
zitätsausbau des National-
strassennetzes sowie zur Ver-
besserung der Verkehrsinfra-
struktur in den Agglomeratio-
nen. Ausserdem wird eine alte
SVP-Forderung erfüllt: Aus
den zweckgebundenen Erträ-
gen der Mineralölsteuer wird
ein Fonds gebildet. Nur so

Abstimmungen 8. Februar 2004
(SVP) An seiner wöchentlichen Sitzung hat
der Bundesrat festgelegt, welche Abstim-
mungsvorlagen am 8. Februar 2004 vors Volk
kommen. Es sind der Gegenvorschlag zur
Avanti-Initiative, die Revision des Mietrechts
sowie die Volksinitiative zur Verwahrung
extrem gefährlicher Straftäter.

Immer aktuell
informiert:
SVP-News auf
Ihrem Handy!

Senden Sie ein SMS mit dem Text „SVP ON“ an
die Kurznummer 939 (40Rp./SMS) oder benutzen

Sie die Online-Anmeldung auf www.svp.ch

Jetzt anmelden!

tet, die am 18. Mai an der
Urne abgelehnt wurde.

Ebenfalls vors Volk kommt
die Initiative „Lebenslange
Verwahrung für nicht thera-
pierbare, extrem gefährliche
Gewalt- und Sexualstraf-
täter“. Mit dieser Initiative,
die im Parlament von der
SVP-Fraktion unterstützt
wurde, soll bei nicht thera-

pierbaren Gewalttätern ein
konsequentes Haftregime
ohne frühzeitige Entlassung
und ohne Hafturlaub einge-
führt werden.

Die SVP wird die Parolen an
ihrer Delegiertenversamm-
lung vom 10. Januar fassen,
die im Kanton St. Gallen, vor-
aussichtlich in Wil, stattfinden
wird.
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Erdrutsch in der Suisse romande!
Völlig unerwartet wurde die SVP in der
Westschweiz stärkste bürgerliche Partei und
gewann nicht weniger als 7 Sitze hinzu! Als
echte Sensation kann der Sitzgewinn der
SVP Neuenburg, nur zwei Jahre nach ihrer
Gründung, gewertet werden.

Die Westschweiz kam am 19.
Oktober nicht mehr aus dem
Staunen heraus. Zwar wurde
allgemein ein Vormarsch der
SVP in der Suisse romande
erwartet. Dass jedoch zu den
drei bisherigen Romands in
der SVP-Fraktion nicht weni-
ger als sieben neue hinzuka-
men, war völlig unerwartet.
Die SVP ist neu mit 10 wel-
schen Nationalräten in der
grossen Kammer stärker ver-
treten als die FDP, die CVP
und die Liberalen. Nicht nur
bezüglich Sitzzahl, sondern
auch mit ihrem Wähleranteil
von ca. 20 % überrundete die
SVP die anderen bürgerlichen
Parteien.

Sensation in
Neuenburg

Am eindrücklichsten ist wohl
das Ergebnis der SVP Neuen-
burg. Vor zweieinhalb Jahren
suchte die SVP mit Inseraten
nach Interessierten für die
Parteigründung, die im Au-
gust 2001 erfolgte. Ohne vor-
her zu kommunalen oder kan-
tonalen Wahlen antreten zu
können, stieg die SVP Neuen-
burg gleich in die National-
ratswahlen ein. Mit sensatio-
nellen 22.4 % gewann sie mit
ihrem Präsidenten Yvan Per-
rin nicht nur einen Sitz, son-
dern wurde auf Anhieb stärks-
te bürgerliche Partei und
gleich noch stärkste SVP-Sek-
tion der Westschweiz. Dieses
Ergebnis hatten selbst die
grössten Optimisten nicht er-
warten dürfen. Bisher brauch-
te es nach Sektionsgründun-
gen stets eine Aufbauarbeit
von 5-10 Jahren, bevor die
Schwelle von 20 % über-
schritten werden konnte.

Kanton 1999 2003 Sitze 99 Sitze 03

FR 11.4 21.4 - 1
TI 5.3 7.6 - -
VD 10.7 20.8 2 4
VS 9.0 13.4 - 1
NE - 22.4 - 1
GE 7.5 18.3 - 2
JU 7.2 8.3 - -

4 Sitze in
der Waadt

Nachdem die SVP Waadt
bereits 1999 ihre Sitzzahl von

1 auf 2 ausbauen konnte, ka-
men dank 10 zusätzlichen
Wählerprozenten gleich zwei
weitere Sitze dazu. Die SVP
ist im Kanton Waadt bezüg-
lich Wähleranteil nur unwe-
sentlich schwächer als die SP
und überrundete die lange
Zeit dominierenden Freisinni-
gen und Liberalen. Mit ihren
4 Nationalräten liegt sie nun
mit der FDP und der SP gleich-
auf.

Die Marke von 20 % über-
schritt auch die SVP Freiburg.
Das starke Resultat der kan-
tonalen Wahlen 2001, als die
SVP FR ihre Sitzzahl verdop-
pelte, wurde weit übertroffen.
Der allgemein erwartete Sitz-
gewinn im Nationalrat - der
Kanton profitierte von der
Volkszählung mit einem zu-
sätzlichen Mandat - wurde
komfortabel erreicht, zum
zweiten Sitz fehlt nicht mehr
viel. Der Zuwachs der SVP
ging vor allem auf Kosten der
ehemals dominierenden CVP,
die über 8 % verlor und nun
kaum noch stärker ist als die
SVP. Die FDP verlor weiter
und ist noch etwa halb so
stark wie die SVP.

G8-Versagen
nicht ohne
Wirkung

Zu zwei Sitzgewinnen reich-
te es im Kanton Genf. Im von
den G8-Ausschreitungen ge-
schüttelten Kanton konnte
die SVP dem Freisinn und der
CVP einen Sitz wegschnap-
pen. Auch hier war allgemein
von einem Sitzgewinn ausge-
gangen worden. Niemand

der SVP auch im Kanton
Wallis erstmals zu einem Sitz.
Obwohl die Verhältnisse im
Wallis nach wie vor sehr sta-
bil sind - Verschiebungen bei
den Wähleranteilen gab es in
viel kleinerem Ausmass als in
anderen Kantonen - reichte es
für den Sitzgewinn, der 1999
nur Monate nach der Grün-
dung der Kantonalsektion
ganz knapp verpasst wurde.
Erstmals seit Menschenge-
denken rutschten die C-Par-
teien unter die 50 %-Marke
und stellen noch 3 von 7 Sit-
zen.

Kaum zulegen konnte die
SVP schliesslich im Kanton
Jura. Dies mag daran liegen,
dass in diesem Kanton nur
zwei Nationalratssitze zu ver-
geben sind und es daher völ-
lig klar war, dass die Sitze an
andere Parteien gehen wür-
den. Der Jura ist damit der
letzte Westschweizer Kanton
ohne SVP-Nationalrat.

Yves Bichsel
Pressesprecher

Durchbruch im Tessin knapp verpasst
Noch am Nachmittag des Wahlsonntags sah es
nach einer faustdicken Überraschung aus.
Hochrechnungen sagten der SVP TI ihren ers-
ten Nationalratssitz voraus. Leider reichte es
am Schluss nicht ganz. Dass nur 350 Wähler

für einen Sitz fehlten, zeigt das Potenzial der SVP im Tessin
auf. Hier liegt für 2007 ein Sitzgewinn in Griffnähe.

hatte aber damit gerechnet,
dass die SVP ihren Wähleran-
teil mehr als verdoppeln wür-
de.

Neben NE und GE reichte es
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JA zur Verwahrungsinitiative

Nationalrat Ulrich Schlüer,
Flaach (ZH)

Die Volksinitiative „Lebenslange Verwah-
rung für nicht therapierbare, extrem gefähr-
liche Sexual- und Gewaltstraftäter“, über die
wir am 8. Februar abstimmen, will einen
grösstmöglichen, dauerhaften Schutz der
Gesellschaft vor unheilbaren und unbe-
handelbaren Straftätern sowie die Einfüh-
rung restriktiver Entlassungsbedingungen.
Am 8. Februar 2004 gelangt
die Initiative zur Abstim-
mung. Sie verlangt, dass eine
Entlassung sehr gefährlicher,
unheilbarer Straftäter nur ge-
prüft werden soll, wenn durch
neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse nachgewiesen ist,
dass der Täter geheilt werden
kann und künftig für die All-
gemeinheit keine Gefahr mehr
darstellt. Ferner sieht die Ini-
tiative vor, dass Gutachten zur
Beurteilung von Sexual- und
Gewaltstraftätern immer von
zwei erfahrenen, voneinander
unabhängigen Experten zu
erstellen sind. Beurteilungen,
ob ein Täter therapierbar ist
oder nicht, sind jeweils umfas-
send vorzunehmen. Schliess-
lich sollen die Behörden für
Rückfälle entlassener Täter
verantwortlich gemacht wer-
den können. Die Initiative
zwingt die Politik und die Be-
hörden endlich zum Handeln.

Sicherheit
ist ein Recht

In den letzten Jahren geriet
die innere Sicherheit immer
öfter auf die politische Trak-
tandenliste. Viele Menschen
fühlen sich nicht mehr sicher
in der Schweiz. Vor allem
schwere Delikte wie Mord,
Vergewaltigung und Körper-
verletzung, aber auch Dro-
hungen, Schlägereien und
Diebstähle haben stark zuge-
nommen. Die Befürchtungen
der Bevölkerung können nicht
einfach mit der Bemerkung
abgetan werden, es handle
sich um eine verfälschte Wahr-
nehmung oder gar um Hyste-

rie. Sie haben vielmehr eine
konkrete Ursache: Die mess-
bar ansteigende Zahl von Ver-
brechen, insbesondere von
Gewaltdelikten.

Gemäss Kriminalstatistik ha-
ben die Straftaten letztes Jahr

Strafmasse werden nicht mehr
konsequent umgesetzt. Die
Schwere einer verschuldeten
Tat und das Mass der Strafe
stimmen oftmals nicht mehr
überein. Das Gesetz hat seine
abschreckende Wirkung weit-
gehend verloren. Das Straf-
recht verkommt mehr und
mehr zu einem blossen Erzie-
hungs- und Resozialisierungs-
instrument, das niemanden
mehr beeindruckt. Der lasche
Justizvollzug fasst die Täter
mit Samthandschuhen an,
während die Opfer die Leid-
tragenden sind. Hinzu kommt
die Angst, dass ein Täter früher
oder später wieder zuschlagen
kann.

Bei der Verwahrung von ex-
trem gefährlichen, nicht the-
rapierbaren Straftätern weist
das Strafrecht jedoch Lücken
auf. Es besteht nämlich nach
wie vor die Gefahr, dass Kin-
der und Frauen aufs Schwers-
te geschändet und ermordet
werden können, weil extrem
gefährliche Straftäter auf-
grund von psychiatrischen
Fehlprognosen Hafturlaub er-
halten oder frühzeitig aus der
Haft entlassen werden.

Dieser Missstand wird durch
die Revision des Strafgesetz-
buches noch verschärft: So
müssen Gewaltverbrecher, die
sich aufgrund ihrer Gefähr-
lichkeit zur Zeit in Verwah-
rung befinden, aus der Ver-
wahrung entlassen werden,
wenn sie ein Verbrechen ver-
übt haben, das mit unter zehn
Jahren bestraft wird. Dies
selbst dann, wenn sie hoch
rückfallgefährdet sind.

Nur mit der Initiative „Le-
benslange Verwahrung für
nicht therapierbare, extrem
gefährliche Sexual- und Ge-
waltstraftäter“ kann diese fol-
genschwere Lücke geschlos-
sen werden. Deshalb gilt es
diese Initiative zu unterstüt-
zen und alles daran zu setzen,
dass in Zukunft kein Mensch
mehr sein Leben verliert, weil
ein extrem gefährlicher, nicht
therapierbarer Sexual- oder
Gewaltstraftäter zu früh ent-
lassen wurde.

um 11,6 % auf insgesamt über
300‘000 zugenommen, was
der höchsten Zuwachsrate
seit 1982 entspricht. Starke
Zunahmen verzeichneten
insbesondere Drohungen,
Tötungsdelikte, Veruntreuun-
gen und Diebstähle. Eine
massive Steigerung erfuhren
auch Anzeigen wegen Delik-
ten gegen die sexuelle Integri-
tät sowie wegen Nötigung und
Vergewaltigung. Brutale Ge-
walttätigkeit ist heute leider
keine Ausnahme mehr.

Fauler Staat
und lasche Justiz

Der Staat nimmt seine Aufga-
be, die innere Sicherheit zu
gewährleisten, nicht mehr
richtig wahr. Die Gesetze und

Lückenhafter
Strafvollzug

Jedem angehenden Straftäter
muss bewusst sein, dass sein
kriminelles Handeln rechtli-
che Konsequenzen haben
wird. Die Strafverfolgung
muss allen potenziellen Tä-
tern Eindruck machen. Wir
brauchen effiziente und ra-
sche Verfahren. Recht und
Ordnung müssen konsequent
durchgesetzt und gewährleist
werden. Unsere Bevölkerung
hat ein Recht auf Schutz und
Sicherheit!

Die im Strafrecht vorgesehe-
ne Verwahrung soll die Ge-
sellschaft vor dem unverbes-
serlichen Gewohnheitsver-
brecher wirksam schützen.
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Die politischen Debatten, die
Diskussionen unter Fachleu-
ten und die breite Berichter-
stattung in den Medien ma-
chen klar: Im Gesundheitswe-
sen muss endlich etwas ge-
schehen. Erstaunlich sind die
Vielfalt und teilweise auch die
Widersprüchlichkeit der Ver-
besserungsvorschläge. Der
Handlungsbedarf ist wohl er-
kannt. Seit Jahren ist jedoch
mehr oder weniger ein Treten
an Ort festzustellen.

Jetzt gilt es deshalb, sich end-
lich auf das Wesentliche zu

Endlich handeln!
Das Gesundheitswesen muss für alle bezahl-
bar sein. Dies setzt eine tragbare Prämien-
last für Familien sowie für Jung und Alt vor-
aus. Dem jährlichen Prämienanstieg muss
Einhalt geboten werden und die Kosten-
explosion im Gesundheitswesen ist durch
wirkungsvolle Massnahmen zudämmen.

Franziska Schluep, Apothekerin
Huttwil (BE)

konzentrieren und Prioritäten
zu setzen. Überlegen wir uns,
was wir im Rahmen der not-
wendigen medizinischen
Grundversorgung wirklich
benötigen. Es ist falsch,
aufgrund des Obligatoriums
die ganze Bevölkerung zu
zwingen, sich so zu versi-
chern, dass die Wünsche ei-
niger Weniger umfassend er-
füllt werden können.

Eine weitere Ursache für die
Kostenentwicklung liegt ein-
deutig bei den finanziellen
Anreizen, welche die Leis-

tungserbringer im Gesund-
heitswesen haben. So kom-
men heute sowohl Leistungs-
erbringer wie Leistungsbe-
züger in Versuchung, auch
medizinisch unnötige Leis-
tungen zu Lasten der Allge-
meinheit zu produzieren, be-
ziehungsweise zu konsumie-
ren. Daraus resultiert eine
leichtsinnige und überborden-
de Beanspruchung des Ge-
sundheitswesens und der ver-
fügbaren Mittel.

Will jemand Geld ausgeben
für medizinische Zusatzleis-
tungen, ist dies seine Privat-
sache. Werden aber unnötige
Leistungen erbracht und kon-
sumiert, nur weil die Kran-
kenkasse oder der Staat diese
im Rahmen der Grundver-
sicherung zahlen, ist das ein
grundlegendes Problem des
Systems. Auf die Dauer kann
dies nicht aufgehen.

Was ist in dieser Situation zu
tun? Prioritär soll das Ge-
sundheitsbewusstsein geför-
dert und somit der Bedarf
nach Leistungen im Gesund-
heitswesen reduziert werden.
Ein Schritt in die richtige
Richtung ist die Prämien-
senkungsinitiative der SVP.
Gerade jetzt haben wir gute
Chancen den Stimmbürger
von unserer Initiative zu über-
zeugen.

Die SVP hat eine harte,
unangenehme Legislatur vor sich

Gregor A. Rutz, Generalsekretär

Der Wahlsonntag 2003 brachte einen historischen Erfolg für die Schweizerische Volks-
partei. Mehr als jeder vierte Schweizer hat der SVP die Stimme gegeben. Für die
Stimmbürger ist klar: Die Defizitkoalition aus SP, FDP und CVP hat ihre Aufgaben

nicht erfüllt. Nun ist die SVP gefordert: Die klare und konsequente Politik muss weitergeführt werden.

Das Wahlresultat der SVP vom 19. Oktober ist historisch: Seit Jahrzehnten vermochte nie mehr eine Partei eine
solch hohe Zahl von Wählern auf sich zu vereinigen. In solchen Situationen ist die Gefahr besonders gross, dass
einzelnen Parteimitgliedern der Erfolg in den Kopf steigt. Schon am Montag erreichten uns die ersten e-mails:
„Musste Ueli Maurer seinen Standpunkt im Fernsehen so aggressiv vertreten?“, „Müssten wir, jetzt wo wir so
stark sind, nicht etwas gemässigter auftreten?“, „Jetzt ist fertig mit dem harten Ton, nun müssen wir uns anpas-
sen!“, „Freut Euch doch auch - jetzt ist Zeit zum Feiern“ usw. usf.

Nein: Gerade jetzt ist weder Zeit zum Feiern noch Zeit für einen „gemässigten Auftritt“ oder gar eine „Anpas-
sung“. Wir haben keine Zeit für Kasperlitheater. Gerade jetzt ist die SVP gefordert. Die Aufgabe für die neu-
gewählten Parlamentarier wird hart und unangenehm. Die Wähler haben uns nicht darum ihre Stimme gegeben,
weil sie wollen, dass wir mit den anderen Parteien freundlich und entgegenkommend sind. Die Stimmbürger
wählen nicht SVP, weil sie wollen, dass wir „gemässigter“ auftreten und uns „anpassen“. Nein: Wir haben den
eindrücklichen Wahlerfolg der Tatsache zu verdanken, dass wir eben gerade nicht immer freundlich und gemässigt
sind, sondern Klartext sprechen. Der Tatsache, dass wir die Probleme beim Namen nennen und Missstände
schonungslos aufzeigen. Der Tatsache, dass wir eine geradlinige und konsequente Politik betreiben – auch in
unangenehmen Momenten.

Dies gilt es nun durchzuziehen. Der Wahlkampf 2007 hat begonnen. Und es steht viel auf dem Spiel: nichts
weniger als das Schicksal der Schweiz und die Glaubwürdigkeit der SVP.
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Die neuen Mitglieder
der SVP-Bundeshausfraktion

SVP Bern

Adrian Amstutz
Sigriswil

50jährig, verheiratet, 3 Kinder, Unternehmer
Grossrat Kanton Bern (seit 1998)
Gemeindepräsident von Sigriswil 1993 – 1998

„Für mich steht im Moment ganz klar
die Wahl des Bundesrates im Vorder-
grund. Ich setzte mich dafür ein, dass
die SVP einen zweiten Sitz in der
Regierung erhält. Zudem muss der
überbordenden Staatsbürokratie
endlich Einhalt gewährt werden.“

Jean-François Rime, Bulle

53jährig, verheiratet, 3 Kinder, Unternehmer

„Da ich bereits einmal vier Jahre im
Nationalrat war, habe ich die Schnup-
perlehre hinter mir. Jetzt kann ich
bestimmt mehr dazu beitragen, dass
die Ideen der SVP wirklich durchkom-
men.“

SVP Basel-Land

Christian Miesch
Titterten

55jährig, verheiratet, 2 Kinder, Inhaber / Geschäftsführer
Miesch Elektromotoren AG, Gemeinderat Titterten (79 - 83),
Landrat (83 - 91), Präsident Verband Baselbieter Bürger-
gemeinden (88 - 99), Vorstand Schweiz. Verband der
Bürgergemeinden und Kooperationen, Nationalrat (91 - 95)

SVP Freiburg SVP Luzern

„Mein erstes Ziel ist es, mich gut zu
integrieren und mich für KMU sowie
eine starke  Wirtschaft einzusetzen.
Die Schweiz befindet sich zurzeit in
einer schwierigen Situation. Sie muss
ihre Interessen wieder vermehrt
wahrnehmen.“

Felix Müri, Emmenbrücke

45jährig. verheiratet, 4 Kinder, Unternehmer, 1999 Grossrat
Kanton Luzern (Kantonsrat), Präsident SVP Luzern
Leitender Ausschuss SVP Schweiz

„Als Emmer engagiere ich mich vor
allem in der Asyl- und Ausländerpo-
litik, damit diese effizient und konse-
quent umgesetzt wird. Ein zusätz-
liches Ziel ist es, die Schikanierungen
der KMU einzudämmen.“
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André Reymond
Veyrier

63jährig, verheiratet, 2 Kinder
seit 2 Jahren Grossrat (GE)

„Die Interessen von Genf stehen für
mich im Vordergrund. Mein Ziel ist
es, den Genfer Bürgern zuzuhören
und ihre Meinung in Bern zu vertre-
ten. Zudem müssen die Ideen der SVP
besser durchgesetzt werden.“

Jacques Pagan
Genf

61jährig, ledig, Anwalt
seit 2001 Grossrat, Mitglied Zentralvorstand SVP Schweiz
Präsident SVP Genf

„Ich möchte vor allem die Forde-
rungen der SVP in der Wahlplattform
umsetzen. Dies bedeutet, mich für
die Unabhängigkeit der Schweiz
einzusetzen, die finanzielle Situation
zu verbessern und die Freiheit der
Bürger zu wahren.“

„Die Sanierung der Bundesfinanzen
stehen für mich im Zentrum. Primäres
Ziel ist es, die finanzielle Situation
unseres Staates zu verbessern. Zu-
sätzlich werde ich mich für die Asyl-
initiative und die innere Sicherheit
einsetzen.“

Yvan Perrin
La Côte-aux-Fées

37jährig, ledig, Polizeiinspektor
Seit 2000 Gemeinderat
Seit 2001 Mitglied im Kantonsparlament
Präsident SVP Neuenburg

Jasmin Hutter
Altstätten

25jährig, ledig, Verkaufsleiterin
Kantonsrätin seit 2000
Mitglied der Staatswirtschaftlichen Kommission
Vorstandsmitglied der SVP-Fraktion im Grossen Rat

„Primäres Ziel ist es meine Politik, die
ich bereits im Wahlkampf verfolgte,
im Nationalrat klar und deutlich
einzubringen. An erster Stelle steht
für mich eine souveräne und freie
Schweiz.“

SVP Genf SVP Genf

SVP Neuenburg
SVP St. Gallen
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Pierre-François Veillon
Les Plans-sur-Bex

53jährig, geschieden, 3 Kinder
Ingenieur EPFZ (ETH), alt Regierungsrat

SVP Solothurn

Walter Wobmann, Gretzenbach

46jährig, verheiratet, 3 Kinder, Technischer Kaufmann
Kantonsrat, Vizepräsident SVP Solothurn
Zentralvorstand SVP Schweiz
ehemaliger Gemeinderat von Gretzenbach

„Hauptsächlich möchte ich mich da-
für einsetzen, die Fehler der letzten
Jahre zu stoppen und die Richtung
zu ändern. Besonders wichtig ist es
mir dabei, die Situation der KMU zu
verbessern und mich gegen die zu-
nehmende, belastende Bürokratie zu
wehren.“

Pirmin Schwander
Lachen

42jährig, verheiratet, 2 Kinder, Unternehmer
1996 Geschäftsleitung SVP Schwyz
2000 Präsident SVP Schwyz
2003 Vizepräsident AUNS

SVP Schwyz

„Ich möchte, dass Parlament und
Bundesrat echte bürgerliche Politik
machen. Dies bedeutet für mich, dass
Christoph Blocher in den Bundesrat
gehört. Zudem muss das EU-Gesuch
endlich zurück gezogen werden.“

Guy Parmelin
Bursins

44jährig, verheiratet, Landwirt
7 Jahre im Gemeinderat
Seit 1994 im Kantonsrat
Präsident SVP Waadt

„Ich möchte mich für die Interessen
der Sozialversicherungen, wie AHV,
IV oder Krankenkasse einsetzen.
Zusätzlich ist es mir ein Anliegen, die
Rahmenbedingungen für die Land-
wirtschaft zu verbessern.“

SVP Waadt

„Ich denke, dass mit dieser Wahl sehr
viel Arbeit auf mich zukommt, die ich
auch gerne annehmen werde. Im
Speziellen sehe ich mein Ziel darin,
mich für die Wirtschaft einzusetzen
sowie die Interessen der Landwirt-
schaft zu vertreten.“

SVP Waadt
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SVP will es noch einmal wissen

Oskar Freysinger
Savièse

34jährig, verheiratet, 3 Kinder, Gymnasial-Lehrer
4 Jahre im Gemeinderat
3 Jahre Kantonsrat

SVP Wallis

„Mein erstes Ziel ist die Verteidigung
der Interessen der Randregionen. Ich
setze mich dafür ein, dass die Berg-
bauern nicht aussterben. Da die gros-
sen Ballungszentren immer mehr das
Sagen haben, werde ich mit lauter
Stimme meine Region und meinen
Kanton vertreten.“
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Die SVP hat in den National-
ratswahlen einen historischen
Sieg errungen. Nachdem die
Schwäche von CVP und FDP
offenbar geworden ist, könn-
te sich der Erfolg nun auch im
Stöckli fortsetzen. Allerdings
tun sich die Mitteparteien bei
den Ständeratswahlen ebenso
schwer, ihre Sessel zu räumen,
wie im Bundesrat. Es wird an
den Wählerinnen und Wäh-
lern sein, dieses Verhalten
entsprechend zu quittieren.

Im Kanton Schwyz ist die
SVP mit einem Wähleranteil
von über 40 % die führende
Partei. Sie erhebt daher mit
dem ehemaligen Kantonsrats-

(SVP) In den Kantonen Schwyz, Waadt und
Neuenburg tritt die SVP am 9. November
zum 2. Wahlgang der Ständeratswahlen an.
Der Anspruch der SVP auf einen Ständerats-
sitz ist in all diesen Kantonen legitimiert.

präsidenten Alex Kuprecht
Anspruch auf einen Stände-
ratssitz. Im ersten Wahlgang
erreichte Kuprecht ungefähr
gleich viel Stimmen wie der
Freisinnige Johann Späni.
Bereits im ersten Wahlgang
gewählt wurde der Bisherige
CVP-Ständerat Bruno Frick.
Für die SVP wird es nicht ein-
fach, den Sitz zu gewinnen, da
die linken Wähler eher die
FDP unterstützen werden.

In der Waadt ist die Ausgangs-
lage völlig offen. Im ersten
Wahlgang wurde niemand ge-
wählt und fast alle Kandida-
ten treten zum zweiten Wahl-
gang an. Nachdem die SVP

bei den NR-Wahlen zweit-
stärkste Partei wurde und
FDP wie auch Liberale hinter
sich liess, ist es zu bedauern,
dass diese Parteien ihre Kan-
didaturen aufrechterhalten.
Ziemlich schräg in der Land-
schaft steht die Ständerats-
Kandidatur von Jacques Nei-
rynck aus der CVP, der als
Nationalrat abgewählt wurde.
Seine Partei kam gerade noch
auf 4.4 %. Die SVP geht mit
Nationalrat André Bugnon in
den zweiten Wahlgang.

In Neuenburg schliesslich
wurde im ersten Wahlgang der
Bisherige SP-Ständerat Jean
Studer gewählt. Als stärkste
bürgerliche Partei des Kan-
tons wird die SVP ihren An-
spruch auf einen Ständerats-
sitz aufrechterhalten. Sie zieht
mit Pierre Hainard in die
Wahlen.

Wird Linke
profitieren?

Es ist zu bedauern, dass sich
die bürgerlichen Parteien bei
Majorzwahlen wie der Stän-
deratswahl oder Regierungs-
ratswahlen vielerorts verzet-
teln, indem sie auf ein gemein-
sames Vorgehen verzichten.
Grund ist die Ausgrenzung
der SVP durch die FDP, die
CVP und die Liberalen.
Durch die Verweigerung des
Anspruches der SVP nehmen
diese Parteien bewusst in
Kauf, dass Sitze vermehrt der
Linken zukommen, so wie es
zum Beispiel bei den Regie-
rungsratswahlen dieses Jahr in
Zürich und Solothurn vorge-
kommen ist. Es ist nicht aus-
zuschliessen, dass auch bei
den Ständeratswahlen vom 9.
November die Linke davon
profitieren wird.
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Der gesamtschweizerische
Wähleranteil der SVP ist seit
1991 (11.9 %) stetig angestie-
gen. 1995 auf 14.9 %, 1999
mit einem massiven Gewinn
auf 22.5 % und 2003 noch
einmal um über 4 % auf 26.6
%. Letztmals erreichte 1955
eine Partei ein besseres Ergeb-
nis. Seit Einführung der Zau-
berformel war also nie mehr
eine Partei stärker als die SVP
im Jahr 2003.

SVP legte auch in
der Deutschschweiz überall zu
Bei den Nationalratswahlen legte die SVP in
allen Kantonen zu. Zwar fielen die Resultate
in der Deutschschweiz nicht so spektakulär
aus wie in der Westschweiz, doch war der
Zuwachs auch hier grösser als erwartet. Die
SVP wurde in 9 der 16 Deutschschweizer
Kantone, in denen sie antrat, zur stärksten
Partei und legte im Nationalrat um ins-
gesamt 4 Sitze zu.

Kanton      % 1999       % 2003 Sitze 99 Sitze 03

ZH 32.5 33.4 13 12
BE 28.6 29.6 8 8
LU 22.8 22.9 2 3
UR - 31.3 - -
SZ 35.9 43.6 1 2
OW - 33.7 - -
ZG 21.4 27.7 1 1
SO 18.6 22.4 1 2
BS 13.6 18.6 1 1
BL 18.0 26.5 1 2
SH 26.0 28.5 - -
AR 37.5 38.3 1 -
SG 27.6 33.1 3 4
GR 27.0 33.9 2 2
AG 31.8 34.6 5 6
TG 33.2 40.9 3 3

Basel-Land
mit grösstem

Zuwachs

Der Gewinn bei den Wahlen
03 ist vor allem auf die erd-
rutschartigen Erfolge in der
Westschweiz zurückzuführen.
Doch auch in der Deutsch-
schweiz konnte die SVP ihren
Wähleranteil weiter ausbau-

en, und zwar in allen Kanto-
nen. Am meisten legte die
SVP im Baselbiet zu (+ 8.5
%), wo sie neu stärkste Partei
wurde. Nachdem die SVP BL
bei den Landratswahlen im
April 03 die FDP überholt
hatte, liess sie nun auch noch
die SP hinter sich. Die Kno-
chenarbeit an der Basis wur-
de mit dem zweiten National-
ratssitz belohnt.

SZ und TG bei
über 40 %

Ebenfalls stark wuchs die SVP
in den Kantonen Schwyz (+
7.7 %) und Thurgau (+ 7.7 %).
In diesen beiden Kantonen er-
reichte sie einen Wähleranteil
von über 40 %, was für hiesi-
ge Verhältnisse höchst
aussergewöhnlich ist. Mit

43.6 % wurde die SVP Schwyz
stärkste Kantonalsektion aller
Parteien, zumindest was die
Kantone mit mehr als einem
Nationalratssitz betrifft. In
Zug wurde die SVP nicht
zuletzt dank einer starken
JSVP-Liste neu zur wähler-
stärksten Partei.

In 6 Kantonen
Sitzgewinne

Der erneute Schub beim Wäh-
leranteil konnte in mehrere
Sitzgewinne umgemünzt wer-
den. Ausser in BL wurde in
den Kantonen SG, LU, SO,
AG und SZ ein zusätzlicher

Erfolg ist planbar. Wie? Die Gratisbroschüre

 „Das Erfolgsgeheimnis“
gibt Auskunft. Sofort anfordern!

Von Hans Müller, Heimatweg 1, 5040 Schöftland

Inserat

Sitz besetzt. Im Kanton
Schwyz sicherte sich die SVP
das Zusatzmandat, das dem
Kanton aufgrund der Volks-
zählung zukam. In allen an-
deren Kantonen mit SVP-
Sitzgewinn verlor die CVP ei-
nen Sitz.

Danke Köbi!

Leider mussten in zwei Kan-
tonen Sitzverluste verzeichnet
werden. In Appenzell Ausser-
rhoden, das nach der Volks-
zählung nur noch einen Sitz
beanspruchen kann, schaffte
der Bisherige Jakob Freund
trotz höherem Wähleranteil
als 1999 die Wiederwahl zum
grossen Bedauern nicht. Vie-
le linke Wähler gaben offen-
bar ihre Stimme der FDP-

Erfolg auch bei den Ständeräten
Alle 6 SVP-Ständeräte, die sich am 19. Oktober der
Wiederwahl stellten, wurden im ersten Wahlgang
bestätigt (Hans Hofmann ZH, Hannes Germann SH,
Hermann Bürgi TG, Maximilian Reimann AG, Hans Lauri
BE und This Jenny GL). Im zweiten Wahlgang treten SVP-
Kandidaten in den Kantonen Schwyz (Alex Kuprecht),
Waadt (André Bugnon) und Neuenburg (Pierre Hainard)
an. Der Bündner Christoffel Brändli wurde bereits letztes
Jahr für eine weitere Amtsperiode gewählt.

Kandidatin, die so knapp das
Rennen machte. Freund war
seit 1995 im Nationalrat und
engagierte sich stark in der
Sicherheitspolitik. Sein Enga-
gement und sein Appenzeller
Schalk werden in der Frakti-
on fehlen. In Zürich konnte
die SVP den 13. Sitz, der 1999
dank Proporzglück geholt
wurde, trotz leichtem Wähler-
gewinn nicht halten.

Nach den Wahlen 1999, als
die SVP 7.5 % Wähleranteile
gewann, wurde ihr allgemein
prophezeit, sie würde die Ge-
winne gleich wieder verlieren.
Der SVP-Gewinn wurde des-
pektierlich mit „Flugsand“

klein geredet. Doch mit sol-
chen frommen Wünschen ist
der SVP nicht beizukommen.

SVP-Dominanz
bestätigt

Die SVP hat sich in den Wah-
len 2003 als dominierende
Kraft im bürgerlichen Lager
etabliert. Mit einer anhaltend
starken SVP ist nunmehr in
der ganzen Schweiz zu rech-
nen.

Yves Bichsel
Pressesprecher
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Das Ergebnis der ersten rei-
nen Auslandschweizerliste
fiel bescheiden aus. Dies war
in Anbetracht des Wahlmo-
dus, der die Auslandschwei-
zer an einen Kanton bindet,
zu erwarten. Die Kandidaten
Rolf Schudel, Thomas Daet-
wyler, Gerold Frey, Bruno
Kaspar, Ludwig Mohler, Wal-
ter Müller und Edgar Studer
dürfen aber mit den erreich-
ten 2000 Stimmen für ihre Lis-
te zufrieden sein.

Die Detailanalysen der Wah-
len werden zeigen, ob es mit
der Liste und der Wahlplatt-

Achtungserfolg für
erste Auslandschweizerliste

SVP International ist als erste Partei mit einer
eigenen Auslandschweizerliste ins Rennen
gestiegen. Die Kandidatur erregte im Vorfeld
der Wahlen Aufmerksamkeit und bescherte
beträchtliche Medienpräsenz. Die Liste trug
damit zum Gesamterfolg der SVP bei.

form gelungen ist, die Aus-
landschweizerinnen und Aus-
landschweizer zu erreichen.

Mehr Ausland-
schweizer

wählen SVP

SVP International ist auch
nach den Wahlen entschlos-
sen, den eingeschlagenen Weg
weiterzugehen und mit dem
Vorurteil endgültig aufzuräu-
men, das SVP-Programm kä-
me ausserhalb der Landes-
grenzen nicht gut an. Erfreu-
licherweise verzeichnet SVP

International seit dem Wahl-
kampf eine beträchtliche An-
zahl von neuen Mitgliedern
aus aller Welt. In Thailand
wurde inzwischen gar eine ei-
gene Sektion SVP Pattaya ge-
gründet.

Mehr SVP in
der 5. Schweiz

Der eingeschlagene Weg ist
nun weiterzugehen. Ziel ist es,
in jedem Kontinent mehrere
SVP-Sektionen zu gründen
und auf diese Weise möglichst
viele Schweizerinnen und
Schweizer im Ausland direkt
darüber zu informieren, wo
die Probleme des Heimatlan-
des liegen und wie die SVP
diese lösen will. SVP Interna-
tional tritt den Beweis an, dass
Weltoffenheit keinen Gegen-
satz zu Neutralität und Unab-
hängigkeit darstellt. Wir set-

zen uns ein für eine starke,
selbstbewusste Schweiz, die
den anderen Staaten der Welt
ein verlässlicher Partner ist.
Wer für die Zukunft der
Schweiz in Wohlstand und
Frieden einsteht, der wählt
SVP, im In- und Ausland.

Rolf B. Schudel,
Präsident SVP International
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Staatsinformation oder
Behördenpropaganda?

Kurzportrait
Prof. Dr. iur. Hansjörg Sei-
ler, Fürsprecher, Münsin-
gen, Jahrgang 55, verhei-
ratet, 2 Töchter. Jus-Stu-
dium in Bern, 1982 Für-
sprecher, 1986 Dr. iur.,
1993 Habilitation für
Staats- und Verwaltungs-
recht. Tätigkeit in der
Bundesverwaltung, an
der ETH Zürich und als
Gerichtsschreiber am Bun-
desgericht seit 1999
nebenamtlicher Bundes-
richter seit 2000 Verwal-
tungsrichter im Kanton
Bern seit 2001 neben-
amtlicher Professor für
öffentliches Recht an der
Universität Luzern, Mit-
glied Kantonalvorstand
SVP Kanton Bern

In früheren Zeiten überliessen die Behörden
die Willensbildung dem freien Spiel der po-
litischen Kräfte. Mit der EWR-Abstimmung
von 1992 änderte sich das: Der Bundesrat
versuchte damals mit einer wahren Propa-
gandakampagne, das Volk zur Annahme der
Vorlage zu bewegen.

Seither hat der Bundesrat
regelmässig im Vorfeld von
Volksabstimmungen Propa-
gandakampagnen geführt
oder unterstützt, um die Stim-
menden zu einem bestimmten
Abstimmungsverhalten zu be-
wegen.

Meist keine
triftigen Gründe

Art. 34 Abs. 2 der Bundesver-
fassung (BV) garantiert bei
Volksabstimmungen die freie
Willensbildung und die unver-
fälschte Stimmabgabe. Nach
der Praxis des Bundesgerichts
sollen die Behörden grund-
sätzlich nicht in den Abstim-
mungskampf eingreifen, son-
dern nur dann, wenn dafür
triftige Gründe vorliegen.
Kein triftiger Grund ist die
Absicht, die Stimmbürger zur
Annahme einer Abstim-
mungsvorlage zu bewegen. Im
Vorfeld einer Volksabstim-
mung müssen die Behörden
jegliche Beeinflussung unter-
lassen, um der Bevölkerung
eine unabhängige Entschei-
dung zu ermöglichen. Aller-
dings kann das Bundesgericht
bisher nur das Verhalten kan-
tonaler Behörden überprüfen.
Für den Bundesrat müssen
aber die gleichen Regeln gel-
ten. Art. 34 BV gilt für Bund
und Kantone gleichermassen.

Die Demokratie basiert auf
der Volkssouveränität. Das
Volk ist der Regierung über-
geordnet. Die Aufgabe der
Regierung besteht nicht darin,
die Gesellschaft auf ein be-

stimmtes Ziel hin zu führen
und dafür zu sorgen, dass in
Volksabstimmungen das
„richtige“ Ergebnis zustande
kommt. In einer Demokratie
sind nämlich alle Menschen
gleichberechtigt und deshalb
alle Meinungen gleichwertig.
Es gibt nicht „richtige“ und
„falsche“, sondern einfach un-
terschiedliche politische Mei-
nungen. Die Auffassung, die
Meinung der Regierung sei die
richtige und es gehe in der
Volksabstimmung nur noch
darum, dieser Meinung zum
Durchbruch zu verhelfen, ist
im Ansatz undemokratisch.
Sie stellt das Verhältnis zwi-
schen Volk und Regierung auf
den Kopf und entspricht ei-
nem autoritären Führerstaat.

Vom Volk
gefällte

Entscheide

Wenn der Bundesrat im Ab-
stimmungskampf als Partei
auftritt und für die seines Er-
achtens „richtige“ Meinung
kämpft, dann wird die Volks-
abstimmung zwangsläufig zu
einem Plebiszit für oder gegen
den Bundesrat. Dies ent-
spricht nicht unserem staats-
rechtlichen System. In einer
Volksabstimmung geht es
nicht um Sieg oder Niederla-
ge für die Regierung, sondern
um Sachentscheide. Der
schweizerische Bundesrat ist
nicht eine parlamentarische
Regierung, die zurücktritt,
wenn sie das Vertrauen des
Volkes verloren hat. Er ist auf

eine feste Amtszeit gewählt
und muss die vom Volk gefäll-
ten Entscheide durchführen,
egal ob sie ihm persönlich be-
hagen oder nicht. Hat er nun
im Abstimmungskampf für
diejenige Seite Partei ergrif-
fen, welche in der Abstim-
mung verliert, so kann er
nicht glaubhaft und mit der
nötigen Autorität den Volks-
beschluss vollziehen. Jeden-
falls wird die obsiegende
Mehrheit kein Vertrauen ha-
ben, dass der Bundesrat ver-
fassungsgetreu das Abstim-
mungsresultat respektieren
und durchsetzen wird. Da-
durch sinkt generell das Ver-
trauen in den Bundesrat.

In die
Opposition
gedrängt

Zudem gibt es im schweizeri-
schen Konkordanzsystem
nicht ein Regierungslager,
welches eine einheitliche Po-
litik vertritt. Sachfragen sind
von der Frage der Regierungs-
zusammensetzung gelöst. Es
ist deshalb systemfremd, den
Abstimmungskampf als Kampf
des Regierungslagers gegen
die «Opposition» zu betrach-
ten. Die vermehrte Propa-
gandatätigkeit des Bundesra-
tes führt jedoch dazu, dass
diejenigen, die anderer Mei-
nung sind als der Bundesrat,
ausgegrenzt und in eine Op-
positionsrolle gedrängt wer-
den, die es in einem Kon-
kordanzsystem eigentlich gar
nicht gibt. Damit entsteht ein
Stil der politischen Auseinan-
dersetzung, der nicht zu ei-
nem Konkordanzmodell passt.

Als Folgerung ergibt sich: Der
Bundesrat hat in Volksabstim-
mungen nicht seine eigenen
politischen Ziele gegenüber
dem Volk durchzusetzen, son-
dern er muss möglichst faire
Rahmenbedingungen schaf-

fen, damit eine freie, unver-
fälschte Willenskundgabe der
Bürger möglich ist. Er darf
sich deshalb nicht als Partei
im Abstimmungskampf se-
hen, sondern soll objektiv und
unvoreingenommen die mög-
lichen Alternativen und deren
Vor- und Nachteile darstellen.
Gleichzeitig darf er keinen
Zweifel daran aufkommen
lassen, dass alle Meinungen
gleichermassen legitim sind
und dass er den Entscheid des
Volkes - egal wie er ausfällt -
unbedingt akzeptiert und
bestmöglich durchsetzt.



Bundesratswahlen16

Blocher und Schmid
in den Bundesrat!
In der schwierigen Situation unseres Landes
müssen die wichtigsten politischen Kräfte
nach den Regeln der Konkordanz im Bundes-
rat vertreten sein. Die SVP erhebt daher
Anspruch auf einen zweiten Sitz im Bundes-
rat. Ihre Kandidaten sind Bundesrat Samuel
Schmid und Nationalrat Christoph Blocher.
Seit über 10 Jahren kommt die
Schweiz wirtschaftlich kaum
vom Fleck. Das fehlende
Wirtschaftswachstum hat gra-
vierende Auswirkungen auf
die öffentlichen Kassen von
Bund, Kantonen und Ge-
meinden. Stark leiden die So-
zialversicherungen: Die IV ist
nicht mehr finanzierbar, die 2.
Säule leidet an Unterdeckung,
die EO soll demnächst für die
Mutterschaftsversicherung
geplündert werden. Überall
kumulieren sich die Defizite,
die Schulden steigen ins Un-
ermessliche. Staats- und Steu-
erquote geben zu grösster Be-
sorgnis Anlass.

Ungeklärt ist das Verhältnis
zur EU. Einerseits verhandelt
die Schweiz bilateral, angeb-
lich ohne Zusammenhang
zum EU-Beitritt, den der Bun-
desrat immer noch zum Ziel
hat. Andererseits und trotz
haushoher Ablehnung der
EU-Initiative im März 2001
liegt in Brüssel ein Beitritts-
gesuch der Schweiz. Zudem
nehmen Asylmissbrauch und
illegale Einwanderung be-
drohliche Ausmasse an.

Wahlen
ernst nehmen

In einer solch schwierigen Si-
tuation ist es ratsam, die
grossen politischen Kräfte
gemäss ihrer Wählerstärke in
den Bundesrat einzubinden
und so in die Verantwortung
zu nehmen. Die grossen Par-
teien müssen die Probleme
miteinander lösen. Soll das
Ergebnis der Wahlen vom

19. Oktober ernst genommen
und die Demokratie respek-
tiert werden, ist die klassische
Aufteilung der sieben
Bundesratssitze - je zwei Sit-
ze für die drei grössten Partei-
en und einen Sitz für die
viertgrösste Partei - die einzi-
ge Möglichkeit.

Kandidaten nicht wählt, an-
dere wählt oder einen wählt,
geht die SVP in die Oppositi-
on. Allfällig Gewählte, welche
ihr Amt annehmen, sind nicht
mehr Fraktionsmitglieder.

Nach 4 Jahren Untervertre-
tung - mit einem Bein in der
Regierung, mit einem Bein in
der Opposition - ist eine Klä-
rung der Situation unabding-
bar. Die anderen Parteien
müssen sich entscheiden, ob
sie mit der SVP oder gegen die
SVP regieren wollen.

Der Fraktionsvorstand hat an
seiner Sitzung vom 20. Okto-
ber diese Strategie einstimmig
unterstützt. Auch der Präsi-
dent der SVP Bern war an die-
ser Sitzung anwesend und hat
zu Handen des Protokolls
sein ausdrückliches Einver-
ständnis mit der ganzen Stra-
tegie abgegeben. Die Fraktion
hat dieses Vorgehen am 24.
Oktober ebenfalls beschlos-
sen und Samuel Schmid sowie
Christoph Blocher als Kandi-
daten nominiert.

SVP mit
historischem
Wahlergebnis

Die SVP hat bei den Wahlen
mit 26.6 Prozent Wähleranteil
ein historisches Ergebnis er-
zielt. Letztmals war vor einem
halben Jahrhundert eine Par-
tei noch stärker. Die SVP hat
heuer zum vierten aufeinan-
der folgenden Mal die Wahlen
gewonnen und ihre Sitzzahl
dabei mehr als verdoppelt.
Angesichts des grossen Ver-
trauens, das das Volk der SVP
ausgesprochen hat, wäre es
für unser Land eine denkbar
schlechte Lösung, diese Par-
tei von der Regierung auszu-
schliessen.

Nationalrat Caspar Baader,
Fraktionspräsident SVP

Nach diesem Schlüssel hat die
SVP als einst kleinste Bundes-
ratspartei jahrzehntelang Ver-
antwortung mitgetragen.

SVP auf
Wahlplattform

verpflichtet

Für die Vertretung der SVP im
Bundesrat bedeutet dies, dass
unser Gedankengut und un-
sere politischen Ziele mit al-
ler Konsequenz eingebracht
werden müssen. Daher kom-
men nur Kandidaten in Fra-
ge, die sich voll hinter die
Wahlplattform der SVP stel-
len. In dieser Wahlplattform
ist das Mandat des Volkes an
die SVP festgeschrieben. Auf
dieses Programm verpflichten
uns unsere Wähler, aus Re-

spekt vor ihnen müssen wir es
mit aller Kraft umzusetzen
anstreben. Nur mit einer kon-
sequenten Umsetzung besteht
Gewähr, dass sich unser Land
zum Besseren ändert. Zur
Festlegung des Vorgehens der
SVP bei den Bundesrats-
wahlen hat der Leitende Aus-
schuss an seiner Sitzung vom
25. September eine Strategie-
kommission eingesetzt. Mit-
glieder dieser Kommission
waren Ueli Maurer als Partei-
präsident, die Vizepräsiden-
ten Jean Fattebert und Toni
Brunner, die Präsidenten der
zwei grössten Kantonalpar-

teien, Christoph Blocher und
Hermann Weyeneth sowie ich
selber als Fraktionspräsident.

Einigkeit
in Strategie-
kommission

Die Strategiekommission hat
sich einstimmig auf folgende
Strategie festgelegt:
1. Die SVP steht zur echten
Konkordanz.
2. Die SVP fordert einen
zweiten Bundesratssitz.
3. Die Kandidaten der SVP
sind Bundesrat Samuel Schmid
und Nationalrat Christoph
Blocher.
4. Für den Fall, dass das Par-
lament die beiden von der
Fraktion vorgeschlagenen
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